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Abdruck als Beilage — 8 
zur Gefeg- Sammlung für die 14 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Bundes-Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 


A 11. 


(Tr. 92.) Geſetz über die Aufhebung der polizeilichen Beſchränkungen der Eheſchließung. 


Vom 4. Mai 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


SL 


Bundesangehörige bedürfen zur Eingehung einer Ehe oder zu der damit 
verbundenen Gründung eines eigenen Haushaltes weder des Beſitzes, noch des 
Erwerbes einer Gemeindeangehörigkeit (Gemeindemitgliedſchaft) oder des Ein- 
wohnerrechtes, noch der ed der Gemeinde (Gutsherrſchaft) oder des 
Armenverbandes, noch einer obrigkeitlichen Erlaubniß. 

Insbeſondere darf die Befugniß zur Verehelichung nicht beſchränkt werden 
wegen Mangels eines beſtimmten, die Großjährigkeit überſteigenden Alters oder 
des Nachweiſes einer Wohnung, eines hinreichenden Vermögens oder Erwerbes, 
wegen erlittener Beſtrafung, Baten Rufes, vorhandener oder zu befürchtender 

erarmung, bezogener Unterſtüzung oder aus anderen polizeilichen Gründen. 
Auch darf von der ortsfremden Braut ein Zuzugsgeld oder eine ſonſtige Abgabe 
nicht erhoben werden. 


Sd 
Die polizeilichen Beſchränkungen der Befugniß zur Eheſchließung, welche 
in Anſehung = Ehen zwiſchen Juden und für le Angehörigen einzelner bürger- 
lichen Berufsſtände beſtehen, werden aufgehoben. 
Die Beſtimmungen über die Genehmigung der Eheſchließung der Militair⸗ 
perſonen, Beamten, Geiſtlichen und Lehrer durch die Vorgeſetzten werden hiervon 


nicht betroffen. 


Bundes -Geſeßb! 1868. 23 §. 3. 
Ausgegeben zu Berlin den 12, Mai 1868. 


do | | MORE 


$. 3. 


Die für Geiſtliche und Civilſtandsbeamte beſtehenden Verbote, bei der 
Schließung einer Ehe ohne vorherige Beibringung einer obrigkeitlichen Beſcheini⸗ 
ung amtlich mitzuwirken, bleiben in Beziehung auf Bundesangehörige nur ſoweit 
in Kraft, als dieſe Beſcheinigung das Vorhandenſein der durch dieſes Geſetz nicht 
berührten mera en der Eheſchließung oder die im $. 2. linea 2. erwähnten 
Beſtimmungen zum Gegenſtande hat. 


. 4. 


Die Vorſchriften der Landesgeſetze über die Zulaſſung von Ausländern zur 
Eingehung einer Ehe finden auf Bundesangehörige keine ii: 


$5: 
Die Beſtimmungen des bürgerlichen Eherechtes werden durch dieſes Geſetz 
nicht berührt. 


§. 6. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli d. J. in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes - Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 4. Mai 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


(Nr. 93.) 
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(Fr. 93.) Geſetz, betreffend die Erhebung einer Abgabe von der Branntweinbereitung in 
den Hohenzollernſchen Landen. Vom 4. Mai 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, für den Umfang der Hohenzollernſchen 
Lande, was folgt: 


§. 1. 


Vom 1. Januar 1869. ab wird in den Hohenzollernſchen Landen eine 
Abgabe von der Branntweinbereitung erhoben, welche bei einer Stärke des berei⸗ 
teten Branntweins bis zu 65 Prozent Tralles zwei und einen halben Gulden 
er eur bei einer Stärke von mehr als 65 Prozent fünf Gulden vom Eimer 
eträgt. 


$. 2. 


Die Abgabe wird für jede Gewerbsſtätte für das Kalenderjahr im Voraus 
nach dem Gewerbsumfange, auf Grund vorhergegangener Abſchätzung durch das 
Oberamt, Seitens der e zu Sigmaringen in Pauſchbeträgen feſtgeſtellt, 
deren niedrigſter Satz jährlich einen Gulden beträgt, und welche ſtets ur volle 
Gulden abzurunden find. 


§. 3. 


Bei Feſtſetzung der Jahresſteuerſätze für ſchon beſtehende Brennereien ¡ft 
dorzu ee ver Umfang des Gewerbebetriebes im vorhergehenden Jahre zu 
berüdjichtigen. 

Für neu entſtehende Brennereien ift bei Berechnung des dem Steuerſatze 
zu Grunde zu legenden muthmaaßlichen Gewerbeumfanges auf die Größe und 
Beſchaffenheit der zur Fabrikation dienenden Lokale und Geräthe, ſowie auf den 
vorausſichtlichen Abſatz oder Verbrauch Rückſicht zu nehmen. 


$. 4. 
Bei der Ausfuhr von Branntwein wird eine Steuervergütung gewährt, 
deren Betrag der Höhe der Branntweinſteuer entſpricht. ; 
Der aus anderen Vereinsſtaaten in die Hohenzollernſchen Lande ene 
Branntwein unterliegt einer im Verhältniß zum Steuerſatze angemeſſenen Ueber- 
gangsabgabe. 
§. 5. ; 
Reklamationen gegen die feſtgeſetzte Abgabe müſſen binnen dreier Monate 
28 ˙ vom 
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vom Tage der Bekanntmachung der durch die Regierung feſtgeſetzten Heberolle 
($. 2.), oder, wenn die Abgabe im Laufe des Jahres auferlegt worden iſt, binnen 
dreier Monate nach erfolgter Benachrichtigung von deren Betrage, bei dem 
Oberamte angebracht werden. 

Wird dieſe Friſt verſäumt, fo erliſcht der Anſpruch auf Ermäßigung oder 
auf Rückerſtattung der Abgabe. Die Entſcheidung über die Reklamation erfolgt 
durch die Regierung, nach vorheriger Anhörung der Behörde des Ortes, an 
welchem ſich die betreffende Brennerei befindet. 


$. 6. 


Gegen die Entſcheidung der Regierung ift der Rekurs an das Preußiſche 
Finanzminiſterium binnen einer Präkluſivfriſt von ſechs Wochen, vom Tage der 
Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, zuläffig. 


§. 7. 


Durch die Anbringung einer Reklamation oder eines Rekurſes wird die 
Verpflichtung zur einſtweiligen Zahlung, beziehungsweiſe Fortzahlung der feſt⸗ 
geſetzten Abgabe nicht aufgehoben. 


$. 8. 


Die Abgabe, welche für das ganze Kalenderjahr auc) dann zu entrichten 
ift, wenn der Betrieb der Brennerei erſt im Laufe deſſelben beginnt oder wäh⸗ 
rend deſſelben aufhört, muß vierteljährlich in den erſten acht Tagen des Viertel⸗ 
jahres an die Gemeindekaſſe, bei Vermeidung der Exekution, vorausbezahlt werden 
und iſt von der Gemeindekaſſe mit den übrigen Steuern an die Staatskaſſe ab⸗ 
zuliefern. 

Erfolgt jedoch im Laufe des Steuerjahres zeitweiſe oder gänzlich die Ein- 
ſtellung des Balriebes in Folge außerordentlicher Zufälle, ſo kann ein verhältniß⸗ 
mäßiger Erlaß der Steuer ſtattfinden. 

Die Gemeinderechner erhalten für die Einziehung der Abgabe die Gebühr 
von Einem Kreuzer für jeden von ihnen erhobenen Gulden. 

Dem Abgabenpflichtigen ſteht es frei, die Steuer auf mehrere Vierteljahre 
voraus zu berichtigen. 


$. 9. 


Iſt die Exekution wegen eines Abgaberückſtandes fruchtlos vollftredt, fo 
kann der Schuldner an dem ferneren Betriebe ra Aa Sr Gewebes 
durch Wegnahme des Blaſenhelms (Haſenhuts) oder durch amtliche Verſiegelung 
des Brennapparates oder in einer ſonſt von der Regierung zu beſtimmenden 
Weiſe bis zur vollſtändigen Berichtigung des Rückſtandes verhindert werden. 

$. 10. 
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§. 10. 


Wer den Betrieb der Branntweinbrennerei beginnen will, hat dem Ober⸗ 
amte durch Vermittelung des Ortsumgelders eine von Letzterem und von dem 
Ortsvorſtande zu beglaubigende Nachweiſung einzureichen, in welcher die zur 
Brennerei zu benutzenden Räume, ſowie die Brenngeräthe, insbeſondere der 
Maaßinhalt der Blaſen, Maiſchwärmer und Maiſchbottige, ſpeziell angegeben 
ſein müſſen. 

Die gleiche Nachweiſung iſt von den Inhabern der beſtehenden Brennerei 
auf beſondere oder allgemeine Aufforderung der Regierung zu den von der leg» 
teren zu beſtimmenden Terminen einzureichen. 


$. 11. 


Soll der Betrieb einer Brennerei aufhören, ſo iſt hiervon durch Vermit⸗ 
telung des Ortsumgelders dem Oberamte Anzeige zu machen. Von dem Orts⸗ 
umgelder wird alsdann der Blaſenhelm in Verwahrung genommen oder der 
Brennapparat verſiegelt. 


$. 12. 


Die zur Brennerei beſtimmten Räume ſind von Morgens 6 bis Abends 
9 Uhr den Steuerbeamten zu jeder Zeit auf Verlangen zu öffnen und denſelben 
die zur Brennerei dienenden Geräthe vorzuzeigen. 


§. 13. 


Wer, ohne die im $. 10. . Anzeige gemacht zu haben, Brannt⸗ 
weinbrennerei betreibt, hat eine Strafe von fünf bis vierzig Gulden und die 
Sonfistation der nicht angemeldeten Geräthe verwirkt. 
Wer die im $. 11. vorgeſchriebene Anzeige von dem Aufhören des ein- 

un Brennereibetriebes unterläßt, hat die Abgabe bis zum Ablauf desjenigen 

alenderjahres fortzuzahlen, in welchem die vorgeſchriebene Anzeige erfolgt. 

. Sonſtige Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz werden, ſofern dieſelben 
nicht unter die Beſtimmungen der allgemeinen Straf⸗ oder Steuer⸗Strafgeſetze 

allen, mit einer Strafe von Einem bis fünf Gulden geahndet. 


§. 14. 


Mit dem 1. Januar 1869. treten die bisherigen die Beſteuerung der 
Branntweinbereitung in den Hohenzollernſchen Landen betreffenden Vorſchriften, 
insbeſondere die bezüglichen Beſtimmungen des Landesvergleichs für das Fürſten⸗ 
thum Hohenzollern Hechingen vom 26. Juni 1798., ſowie die §§. 32. bis 35. 
des Hohenzollern⸗Sigmaringiſchen Wirthſchaftsabgabengeſetzes vom 24. eye 
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1843. und die betreffenden Vorſchriften des Geſetzes über die veränderte Bezugs⸗ 
weiſe der Wirthſchaftsabgaben vom 31. Auguſt 1848., ſowie die zu letzterem 
unterm 11. Januar 1849. erlaſſene Ausführungsverordnung, außer Wirksamkeit 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes - Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 4. Mai 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


(Nr. 94.) 
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(Nr. 94.) Bekanntmachung, betreffend die Enthebung des Königlich Bayeriſchen Staats- 
miniſters von Schlör von ſeiner Funktion als Bevollmächtigter zum Bundes⸗ 
rathe des Deutſchen Zollvereins. Vom 8. Mai 1868. 


U Bezugnahme auf die e e vom 28. Februar d. J. (Bundes⸗ 

Geſetzblatt S. 14.) wird zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß Seine Majeſtät 

der König von Bayern geruht haben, den Bevollmächtigten zum Bundesrathe 

des Deutſchen Zollvereins, Königlich Bayeriſchen Staatsminiſter des Handels 

und der öffentlichen Arbeiten von Schlör, in Folge der Wahl deſſelben zum Ab⸗ 

. zum Deutſchen Zollparlament ſeiner Funktion als Bevollmächtigter zum 
undesrathe des Deutſchen Zollvereins zu entheben. 


Berlin, den 8. Mai 1868. 


Der Vorſitzende des Bundesrathes des Deutſchen Zollvereins. 
Gr. v. Bis marck-Schönhauſen. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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